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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Martin Hagen, Dr. Helmut Kaltenhauser, Matthias Fischbach, 
Julika Sandt, Alexander Muthmann und Fraktion (FDP) 

Vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags ab dem 1. Januar 2020 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für die vollständige Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlags ab dem 1. Januar 2020 einzusetzen. 

 

 

Begründung: 

Den Solidaritätszuschlag nur teilweise abzuschaffen ist ungerecht und verfassungswid-
rig. Der ehemalige Präsident des Bundesverfassungsgerichts, Prof. Hans-Jürgen Pa-
pier, sowie weitere Staatsrechtler haben, wie etwa das Gutachten des Wissenschaftli-
chen Dienstes an zahlreichen Stellen zeigt, festgestellt, dass der Solidaritätszuschlag 
unter den gegebenen Voraussetzungen ab dem 01.01.2020 verfassungswidrig ist. 

Das unbefristete Solidaritätszuschlaggesetz aus dem Jahr 1995 wurde mit der Begrün-
dung erlassen, dass dieses zur Finanzierung der Vollendung der Einheit als „finanziel-
les Opfer“ unausweichlich und mittelfristig zu überprüfen sei. Der zur Vollendung der 
deutschen Einheit aufgelegte Solidarpakt II läuft dieses Jahr aus, so dass auch die Le-
gitimation des Solidaritätszuschlaggesetzes endgültig wegfällt. Der Fortbestand des 
Solidaritätszuschlags wäre ein Verstoß gegen das Grundgesetz, da er als sogenannte 
Ergänzungsabgabe gegenüber der regulären Besteuerung Ausnahmecharakter besitzt 
und dementsprechend nicht dauerhaft, sondern nur zur Deckung vorübergehender Be-
darfsspitzen erhoben werden darf. Seine vollständige Abschaffung ist daher auch eine 
Frage der politischen Glaubwürdigkeit. Wir fordern deshalb, den Solidaritätszuschlag 
ab dem 01.01.2020 vollständig abzuschaffen. 

Hinzu kommt, dass der Solidaritätszuschlag Familienunternehmen in besonderer Weise 
trifft, weil er auf deren Gewinn erhoben wird, somit deren Kapitalkraft beeinträchtigt und 
sie im Wettbewerb benachteiligt. Gerade in einer Phase, in der Deutschland an der 
Schwelle zur Rezession steht, brauchen wir auch für Mittelständler, Leistungsträger und 
Selbstständige eine Entlastung. Drei Millionen Unternehmen in Deutschland sind Per-
sonengesellschaften, zahlen also als Unternehmen die Einkommensteuer. Um deren 
Wettbewerbsfähigkeit und die der deutschen Wirtschaft insgesamt zu stärken, muss der 
Solidaritätszuschlag – auch im Sinne der Steuergerechtigkeit – für alle umgehend ab-
geschafft werden.  

 



und alle Kommunen –, dass der Zeitpunkt der Antragstellung und der Zeitpunkt der 
Auszahlung schon zwei, drei Jahre auseinanderliegen können, weil man einfach 
entsprechend planen muss. Deshalb haben wir schon viele Anträge, und diese 
zahlen wir jetzt sukzessive aus. Dafür haben wir aber noch entsprechende Gelder 
aus unserem Programm. Ich hoffe, ich konnte ein wenig Aufklärung leisten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Staatsminister. 
– Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen, 
und wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die Anträge wieder getrennt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag der FDP-Fraktion auf der korrigierten Drucksa-
che 18/3988 seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FREIE WÄHLER, CSU, FDP, die AfD 
sowie die beiden fraktionslosen Abgeordneten. Gegenstimmen? – Keine. Stimm-
enthaltungen? – Keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag angenommen. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion auf der Drucksache 18/4025 seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie die SPD und die FDP. Gegenstimmen! – FREIE WÄH-
LER, CSU, AfD sowie die beiden fraktionslosen Abgeordneten. Enthaltungen? – 
Gibt es keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Da wir jetzt schon knapp Viertel vor sechs haben, ergibt es keinen Sinn mehr, die 
restlichen Dringlichkeitsanträge zu beraten, da wir wahrscheinlich nicht rechtzeitig 
zur Abstimmung kommen. Deshalb entscheide ich, die Dringlichkeitsanträge – 
ganz offensichtlich im Einvernehmen mit der Mehrheit des Hohen Hauses – in die 
Ausschüsse zu verweisen. 

Daher werden die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 18/3989, 18/4026, 
18/4027, 18/3990, 18/3991, 18/4028 sowie 18/3993 mit 18/3997 sowie 18/4029 an 
den jeweils zuständigen federführenden Ausschuss überwiesen.

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen allen noch einen schönen Abend.

(Schluss: 17:43 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Martin Hagen, Dr. Helmut Kaltenhauser, 
Matthias Fischbach u.a. und Fraktion (FDP) 
Drs. 18/4026 

Vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags ab dem 1. Januar 2020 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Dr. Helmut Kaltenhauser 
Mitberichterstatter: Gerald Pittner 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Wirtschaft, Landes-
entwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung hat den Dringlichkeitsantrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 45. Sit-
zung am 13. November 2019 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digi-
talisierung hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 18. Sitzung am 23. Januar 
2020 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Josef Zellmeier 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Martin Hagen, Dr. Helmut Kaltenhauser, 
Matthias Fischbach, Julika Sandt, Alexander Muthmann und Fraktion (FDP) 

Drs. 18/4026, 18/5760 

Vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags ab dem 1. Januar 2020 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Karl Freller



Erster Vizepräsident Karl Freller: Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesord­

nungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Über die Listennummer 26, den Antrag der AfD-Fraktion betreffend "Möglichkeiten 

zur rechtzeitigen Bekämpfung von Engerlingsbefällen auf land- und forstwirtschaftli-

chen Flächen" auf Drucksache 18/4397, ist gesondert abzustimmen.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei Stimment-

haltung der beiden fraktionslosen Abgeordneten Swoboda und Plenk übernimmt der 

Landtag diese Voten.
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